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Steuerbescheid/Steuerrückerstattung 
(28.01.2025) Das Landeskriminalamt Niedersachsen warnt derzeit vor einer Betrugsmasche mit Mails, die mit 
Steuerrückerstattungen locken und so aussehen, als kämen sie vom Online-Finanzamt Elster. Bei genauer 
Betrachtung ist festzustellen, dass Elster hier Eister heißt, beim Überfliegen des Schreibens nur schwer zu 
erkennen ist. Wer den darin befindlichen Link anklickt, landet entweder auf unterschiedlichen Onlineshops 
oder erhält einen gefälschten Warnhinweis, dass der Computer mit einer Schadsoftware infiziert ist. Um das 
Problem zu beheben, soll entweder eine Software installiert oder ein Kundensupport angerufen werden. 
Weder das eine noch das andere sollten Betroffene tun. Stattdessen sollte der Browser einfach geschlossen 
werden. Auch nach dem versehentlichen Anklicken des Betrugslinks niemals persönliche Daten angeben. 
Sollten Sie doch auf die Masche hereingefallen sein, informieren Sie unverzüglich die Stellen deren Daten 
Sie auf den gefälschten Seiten angegebenen haben, rät das Landeskriminalamt Niedersachsen. Zum 
Beispiel die jeweilige Bank bei der Übertragung von Bankdaten oder das zuständige Finanzamt bei der 
Übertragung von Steuerdaten. Es ist wichtig Anzeige bei der örtlich zuständigen Polizei oder über die 
Onlinewache (https://portal.onlinewache.polizei.de) zu stellen und den Computer auf mögliche 
Schadsoftware hin zu überprüfen. 
Quellen: Landeskriminalamt Niedersachsen, Ihre Vorsorge 
 

Kostenloses Wissen für Ehrenamtliche 
(gekürzt) Leer. Neue Weiterbildungsangebote des Landkreises stärken digitale Kompetenzen im Ehrenamt. 
Mit der zweiten Runde von „Digital vor Ort“ startet der Landkreis Leer ein neu konzipiertes Kursprogramm für 
ehrenamtlich Engagierte, die ihr digitales Wissen erweitern möchten. Die Stabsstelle Ehrenamt und 
Freiwilligenagentur hat zusammen mit der Volkshochschule Leer und der Dialog Agentur ein vielfältiges 
Angebot entwickelt. Die Schulungen sind kostenlos und richten sich an alle, die ihre Fähigkeiten in den 
Bereichen digitales Wissen, Vereinsverwaltung und Führung ausbauen möchten. Die Kurse und Workshops 
werden über das Jahr hinweg sowohl online als auch vor Ort in unterschiedlichen Kommunen angeboten. 
Interessierte erhalten somit zeitlich und örtlich flexibel nutzbare Weiterbildungsmöglichkeiten. 
Kontakt: Weiterbildung für Ehrenamtliche, Stabsstelle Ehrenamt und Freiwilligenagentur, Frau Anja Lücht, 
Friesenstraße 32, 26 789 Leer (Ostfriesland), Tel.: 0491 926-4047 
Quelle: Website Landkreis Leer 
 

Sozialleistungen, welche stehen zu? 
(Universität Speyer v. 25.1.25) Bürgergeld, Mutterschaftsgeld, Wohngeld, Pflegegeld, Unterhaltsvorschuss, 
Grundsicherung und einige mehr. Das Problem ist, dass nicht jeder, der Anspruch auf eine oder mehrere 
davon hat, weiß das auch. Der Lehrstuhl für „Sozialrecht und Verwaltungswissenschaft“ an der Universität 
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Speyer hat sich diesem Problem angenommen und unter www.kooperationsgebote-sozialrecht.de eine 
benutzerfreundliche Online-Plattform ins Leben gerufen. Dort können Hilfsbedürftige unter Eingabe einiger 
Daten genau das herausfinden, welche Sozialleistungen ihnen aufgrund ihrer aktuellen Lebenssituation 
zustehen können. Damit die Plattform ein brauchbares Ergebnis liefern kann, muss sie mit folgenden 
persönlichen Informationen gefüttert werden: Alter, Familienstand, Anzahl der Kinder, Beschäftigungsstatus, 
Einkommen, Unterhaltskosten, Bildungsstand, Wohnkosten und einigen gesundheitlichen Umständen. Mit 
ihrem Angebot will die Uni Speyer Familien und Einzelpersonen nach eigenen Angaben dabei helfen, ihre 
Rechte wahrzunehmen. Die Professorin Constanze Janda, die das Projekt organisiert und begleitet hat, 
glaubt daran, dass Transparenz der Schlüssel ist, um soziale Gerechtigkeit zu fördern.  
Quellen: Universität Speyer, Ihre Vorsorge 
 

Bescheide von Pflege- und Krankenkasse 
(Düsseldorf 23.1.25) Pflege- und Krankenkassen treffen Entscheide, doch kann es sein, dass man anderer 
Meinung ist und an einen Widerspruch denkt. Widerspruch kann eingelegt werden, wenn ein Bescheid 
schriftlich vorliegt. Der ist aber nur dann wirksam, wenn er innerhalb eines Monats mitgeteilt wird. Wichtig zu 
wissen: Der Ausgangspunkt für die Frist ist nicht das Datum auf dem Bescheid. Es zählt das Datum, an dem 
er zugestellt wurde, man ihn theoretisch gelesen haben könnte. Die Kassen können nicht wissen, wann er im 
Briefkasten gelandet ist. Sie gehen deshalb davon aus, dass ein Schreiben nach einer gewissen Zeit 
eingetroffen sein kann. Bislang wurden drei Tage nach dem Abschicken einkalkuliert. Seit dem 1. Januar 
2025 gibt es eine kleine Änderung bei der Briefzustellung. Zugunsten der Versicherten hat der Gesetzgeber 
einen Tag dazugelegt (laut Verbraucherzentrale Bund), also eine Zustellzeit von nun vier Tagen. Zum 
Widerspruch: Er muss schriftlich erfolgen. Schreiben per Fax, Einschreiben oder persönlicher Übergabe 
ermöglichen den Nachweis, dass Fristen eingehalten wurden. Widersprüche können bei einigen Kassen 
auch per App eingereicht werden. Die Verbraucherzentrale weist darauf hin, dass ein Kommunikationsweg 
per E-Mail nicht zulässig ist. Bei einem Widerspruch reicht zu Anfang fristgerecht ein formloses Schreiben 
ohne Angabe des Grundes, dass man mit dem Entscheid nicht einverstanden ist. Das Datum und das 
Aktenzeichen des Bescheids sind in dem Schreiben anzugeben. Bei der Verbraucherzentrale liegt ein 
Musterbrief vor. Warum man mit dem Entscheid nicht einverstanden ist, und der Kasse widerspricht, muss 
aber nachgeliefert werden. Eine Besprechung mit Ärztin, Arzt oder Pflegedienst macht Sinn. 
Quellen: Verbraucherzentrale, Ihre Vorsorge 
 

Wichtige Dokumente für die Rente 
Wie hoch die individuelle Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung sein wird, hängt von der 
beruflichen Laufbahn ab. Aus diesem Grund sollten die relevanten Unterlagen über die geleisteten Beiträge 
aufbewahrt werden, bis der Rentenanspruch geklärt und bestätigt ist. Hierzu zählen unter anderem 
Arbeitsverträge, Gehaltsabrechnungen und Sozialversicherungsnachweise sowie Bescheinigungen über den 
Bezug von Kranken- und Arbeitslosengeld, wie die Deutsche Rentenversicherung erklärt. Beachtet werden 
muss hier auch, dass bestimmte Zeiten nicht automatisch erfasst werden und separat nachgewiesen werden 
müssen, zum Beispiel Zeiten der Schulausbildung oder der Kindererziehung. Beschäftigte erhalten vom 
Arbeitgeber zum Anfang des Jahres die Meldebescheinigung zur Sozialversicherung. Diesem Dokument ist 
zu entnehmen, welche Daten der gesetzlichen Rentenversicherung übermittelt wurden. 
Beschäftigungsdauer und die Höhe des Verdienstes ergeben die Anzahl der Rentenpunkte, der Name und 
die Versicherungsnummer sollten ebenfalls stimmen. Sind diese Angaben falsch, wirkt sich das negativ auf 
spätere Rentenansprüche aus, der Arbeitgeber muss dann eine Korrektur vornehmen. Hinweis: Problemlos 
möglich ist die rückwirkende Anerkennung der Zeiten der Kindererziehung für den Vater. Unterschieden wird 
dann, wenn er nicht überwiegend erzieht, weil beide Elternteile im gleichen Maße berufstätig sind. In diesen 
Fällen kann der Vater die Kindererziehungszeit nur erhalten, wenn beide Eltern dieses schriftlich gegenüber 
dem Rentenversicherungsträger erklären. Die Erklärung kann immer nur für die Zukunft, maximal für zwei 
Monate rückwirkend, abgegeben werden. Wird keine Erklärung abgegeben, erhält die Mutter die 
Kindererziehungszeit. Die DRV empfiehlt daher eine frühzeitige Kontenklärung. Mehr zum Thema: 
www.deutsche-rentenversicherung.de > Rente und Erziehung < sowie > Kindererziehung: Ihr Plus für die 
Rente < 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Organspende kennt kein Alter 
Die Deutsche Stiftung Organtransplantation (DSO) möchte das Bewusstsein dafür schärfen, dass Menschen 
unabhängig von ihrem Alter Organe spenden können. Viele Menschen haben Angst davor, sich mit dem 
eigenen Tod auseinanderzusetzen, was die Entscheidung für eine Organspende erschwere. Laut DSO gibt 
es keine feste Altersgrenze für die Organspende. Entscheidend sei der gesundheitliche Zustand der Organe 
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zum Zeitpunkt der Spende. Auch im hohen Alter könnten Organe noch funktionsfähig und für eine 
Transplantation geeignet sein. Ärztinnen und Ärzte prüften im Einzelfall, ob die Organe für eine Spende 
infrage kommen. In Deutschland gilt derzeit die Entscheidungslösung: Eine Organentnahme ist nur mit 
ausdrücklicher Zustimmung erlaubt. In einigen anderen Ländern existiert hingegen die Widerspruchslösung, 
bei der jede Person als potenzielle Organspenderin gilt, sofern sie nicht zu Lebzeiten widersprochen hat. 
Wer einen Organspendeausweis besitzt, kann darin seine bewusste Entscheidung für oder gegen eine 
Organspende dokumentieren. Der Ausweis kann individuell ausgefüllt werden. Er ist jedoch kein 
rechtsverbindlicher Vertrag, sondern eine persönliche Willenserklärung. Eine Organspende kommt nur 
zustande, wenn die betroffene Person aktiv zugestimmt hat. Es ist nie zu spät auch noch im 
fortgeschrittenen Alter über die Organspende nachzudenken und sich dafür zu entscheiden. Vor zehn 
Jahren spendete eine damals 96-jährige Frau aus Rheinland-Pfalz erfolgreich ihre Niere und Leber. 
Eindrucksvoller geht es nicht mehr dafür zu werben sich für eine Organspende durch einen Eintrag in einem 
Organspendeausweis zu entscheiden oder das über die Patientenverfügung zu ermöglichen. Der Bundesrat 
hat einen Gesetzentwurf für die Einführung der Widerspruchslösung in Deutschland eingebracht, um die 
Zahl der Organspenden zu erhöhen. Die Zukunft der Organspende könnte von solchen gesetzlichen 
Änderungen und einer verstärkten gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Thema profitieren. 
Quelle: Deutsche Stiftung Organtransplantation 
 

Medizinischer Eingriff: Information über Risiken 
Urteil: 
Bundesgerichtshof (Az. VI ZR 188/23) 
Eine Aufklärung über die Risiken medizinischer Eingriffe darf nicht allein schriftlich erfolgen. Ärzte sind 
verpflichtet, Patienten mündlich aufzuklären. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe in einem 
Urteil klargestellt. „Es muss jedenfalls der für die selbstbestimmte Entscheidung notwendige Inhalt mündlich 
mitgeteilt werden“, so die Entscheidung des BGH. Hintergrund: Die mündliche Aufklärung über die Risiken 
eines Eingriffs wurde nicht durchgeführt. Nach dem nun schriftlich veröffentlichten BGH-Urteil kommt es 
darauf an, „dass die Aufklärung mündlich zu erfolgen hat“, so dass der Patient „eine allgemeine Vorstellung 
von dem Ausmaß der mit dem Eingriff verbundenen Gefahren“ bekommt und Rückfragen stellen kann. 
Quelle: Deutsches Ärzteblatt 2025: 122(3): A-173/B-147  
 

Unterhalt 
Wer Unterhalt an die Ex-Frau oder den Ex-Mann leisten muss, kann diesen Aufwand unter Umständen von 
der Steuer absetzen. Eine Voraussetzung, die dafür seit 2025 gegeben sein muss: Der Unterhalt muss per 
Überweisung gezahlt werden, Barzahlungen erkennt das Finanzamt nicht mehr an. Darauf weist der 
Bundesverband Lohnsteuerhilfeverein (BVL) hin. Wichtig dabei: Laut Gesetz müssen Steuerzahlende 
nachweisen können, dass sie den Unterhalt ausschließlich auf das Konto der zu unterstützende Person 
einzahlen. Überweisungen auf das Konto der Eltern oder eines gemeinsamen Kindes werden nicht mehr 
berücksichtigt. Eingetragen werden die Unterhaltsaufwendungen in die Anlage „Außergewöhnliche 
Belastungen“ der Steuererklärung. 2024 waren die Zahlungen bis zu einer Höchstgrenze von 11.604 Euro 
absetzbar. Zum 1. Januar 2025 wurde die Höchstgrenze auf 12.096 Euro angehoben. Zu beachten ist 
außerdem, dass die Unterhaltsaufwendungen nur dann als außergewöhnliche Belastungen abgezogen 
werden können, wenn die Zahlungen dazu dienen, den laufenden Lebensbedarf des Unterhaltsempfängers 
zu decken. Sollte das Vermögen oder die eigenen Einkünfte pro. Jahr des Bedürftigen festgelegte Beträge 
übersteigen, kann das Finanzamt den Betrag kürzen, wenn die Bedürftigkeit nicht gegeben sein sollte. 
Quelle: Bundesverband Lohnsteuerhilfeverein 
 

Widerspruch gegen einen Bescheid zur Rente 
Siehe auch Rückseite des Rentenbescheids. Eckpunkte: Den Widerspruch innerhalb eines Monats schriftlich 
beim zuständigen Rentenversicherungsträger einreichen, ist auch online möglich. Eine Begründung ist 
zweckmäßig, aber gesetzlich nicht vorgeschrieben.  Eine Prüfung erfolgt durch den Widerspruchsausschuss. 
Eine Entscheidung erfolgt durch die hauptamtliche Verwaltung. Der Widerspruchsentscheid wird zugestellt. 
Sollte weiterhin Unzufriedenheit vorliegen, muss binnen eines Monats Klage beim Sozialgericht eingereicht 
werden. Widerspruch und Klage sind kostenfrei. Einen Anwaltszwang gibt es nicht, eine Selbstvertretung ist 
somit möglich. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
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